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Wahlpflicht 
Am 7. Juni 2009 fanden in Deutschland die Wahlen zum Europäischen Parlament statt. Die Wahl-
beteiligung lag bei 43,3 Prozent. Dies hat jüngst wieder Forderungen nach der Einführung einer 
Wahlpflicht zur Erhöhung der Wahlbeteiligung aufkommen lassen. In der Bundesrepublik Deutsch-
land besteht keine Wahlpflicht. Weder die Verfassung, noch das Bundeswahlgesetz enthalten 
Regelungen, die eine Pflicht begründen. Die Wahlrechtsgrundsätze sind in Art. 38 Abs. 1 Satz 1 
Grundgesetz normiert. Demnach sind die Wahlen allgemein, unmittelbar, frei, gleich und geheim 
abzuhalten. Es besteht allenfalls eine „demokratisch-moralische“ Wahlpflicht. Gemäß Art. 26 Abs. 
3 der Verfassung Baden-Württembergs ist die Ausübung eine Bürgerpflicht. Eine entsprechende 
moralische Pflicht enthält beispielsweise auch die Verfassung Portugals in ihrem Art. 49 Abs. 2. 
 
Die Einführung einer Wahlpflicht in Deutschland setzt voraus, dass sie sich mit den Wahlrechts-
grundsätzen, insbesondere mit der Freiheit der Wahl, vereinbaren ließe. Die Freiheit der Wahl 
bedeutet, dass die Stimmabgabe ohne Zwang oder unzulässige Beeinflussung erfolgt und ein of-
fener Meinungsbildungsprozess gewährleistet wird. Die Wahlen müssen ohne staatlichen, politi-
schen oder wirtschaftlichen Druck durchgeführt werden. Der Grundsatz der Freiheit der Wahl bein-
haltet nicht nur die Wahlentschließungsfreiheit und die Wahlentscheidungsfreiheit. In Verbin-
dung mit dem Grundsatz der Geheimhaltung der Wahl gewährleistet er zudem die Freiheit der 
Wahlbetätigung. 
 
Die verfassungsrechtliche Zulässigkeit einer Wahlpflicht wird streitig diskutiert: 
In der Einführung einer Wahlpflicht durch einfaches Gesetz wird überwiegend ein Verstoß ge-
gen die freie Wahl gesehen. Es wird darauf abgestellt, dass durch den Zwang zu wählen das „Ob“ 
der Wahl beeinflusst werde. Die Freiheit der Wahl umfasse auch die Möglichkeit, von diesem 
Recht keinen Gebrauch zu machen. Die Wahlpflicht im Sinne einer Erscheinungs- und Teilnahme-
pflicht sei verfassungsrechtlich unzulässig, unabhängig davon, ob Sanktionen vorgesehen seien 
oder nicht. Dies gelte auch bei Bestehen einer Stimmenthaltungsmöglichkeit durch Abgabe eines 
leeren Stimmzettels und der Zulässigkeit ungültiger Stimmabgabe. Zur Wahlfreiheit gehöre es 
auch, die Entgegennahme des Stimmzettels für eine Wahl ablehnen zu können und mit dem Vor-
gang der Stimmabgabe gar nicht erst beginnen zu müssen. 
 
Es wird aber auch vertreten, dass die gesetzliche Einführung einer Wahlpflicht mit dem Grundsatz 
der Freiheit der Wahl vereinbar ist. Dem Wähler müsse allerdings die Freiheit bleiben, gegen alle 
zur Wahl stehenden Kandidaten oder Listen Stellung zu nehmen. Es läge danach kein Verstoß 
gegen die Freiheit der Wahl vor, solange die geheime Wahl gesichert bleibe und der Wähler un-
ausgefüllte oder ungültige Stimmzettel abgeben könne. Unter diesen Umständen wird davon aus-
gegangen, dass der gesetzliche Zwang zum Urnengang mit dem Grundsatz der Wahlfreiheit ver-
einbar sei. 
 
Unstreitig ist, dass eine Wahlpflicht durch eine Verfassungsänderung eingeführt werden könnte. 
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In fünf Mitgliedstaaten der Europäischen Union existiert bereits eine Wahlpflicht: 
Die belgische Verfassung sieht in Art. 62 Abs. 3 Satz 1 vor, dass die Wahl der Abgeordneten-
kammer für Bürger ab 18 Jahren obligatorisch und geheim ist. Gleiches gilt gemäß Art. 68 § 2 Satz 
1 der Verfassung für Wahl der direkt gewählten Senatoren. Auch für die Wahlen zum Europäi-
schen Parlament besteht eine Wahlpflicht, die spezialgesetzlich geregelt ist. Die Wahlpflicht in 
Belgien wurde 1892 eingeführt. Für die Nichtteilnahme an den Wahlen der Abgeordnetenkammer 
und der direkt gewählten Senatoren sind im Wahlgesetz Belgiens Sanktionen in Form von Geld-
strafen vorgesehen. Davon ausgenommen ist, wer einen Entschuldigungsgrund vorbringen kann; 
die Entscheidung obliegt dem Friedensrichter. Die Sanktionen werden jedoch nur selten verhängt. 
In Belgien variiert die Wahlbeteiligung zwischen 91 und 92 Prozent. 2009 beteiligten sich 90 Pro-
zent der Wahlberechtigten an den Wahlen zum Europäischen Parlament.  
 
Gemäß Art. 51 Abs. 5 der Verfassung Griechenlands ist die Ausübung des Wahlrechts eine 
Pflicht. Sie besteht für alle Wahlberechtigten ab 18 Jahren. Diese Bestimmung enthält auch das 
Wahlgesetz Griechenlands. Die Wahlpflicht gilt für alle Wahlen, eine Unterscheidung zwischen 
nationalen oder europäischen Wahlen wird nicht vorgenommen. Eingeführt wurde die Wahlpflicht 
1975 mit dem Ziel, eine höhere Beteiligung an der Wahl herbeizuführen. Ein Präsidialdekret regelt, 
welche Strafen bei Nichteinhaltung der Pflicht vorgesehen sind. So kann die Nichtteilnahme an der 
Wahl zu einer Haftstrafe von bis zu einem Jahr führen. Strafverfahren sind bisher jedoch nicht ein-
geleitet worden. Die Wahlpflicht wird in der Praxis als ein Grundsatz angesehen, dessen Missach-
tung praktisch folgenlos bleibt. Die Beteiligung an den diesjährigen Wahlen zum Europäischen 
Parlament betrug 53 Prozent. 
 
Die italienische Verfassung sieht in Art. 48 Abs. 2 vor, dass die Wahl eine staatsbürgerliche 
Pflicht ist. Sie gilt für alle Staatsbürger ab 18 Jahren. Seit der Wahlrechtsreform 1993 gibt es keine 
Sanktionen mehr für die Nichtteilnahme an den Wahlen. In der Vergangenheit waren bei Verlet-
zung der Wahlpflicht Sanktionen wie ein Eintrag ins Führungszeugnis vorgesehen. Praktisch wur-
den sie jedoch selten verhängt. An den Wahlen zum Europäischen Parlament 2009 nahmen 67 
Prozent der Wahlberechtigten teil. 
 
Die Wahlpflicht in Luxemburg ist im dortigen Wahlgesetz geregelt. Die Wahlpflicht gilt ab einem 
Alter von 18 Jahren. Gemäß Art. 89 des Wahlgesetzes ist die Wahl verpflichtend für alle Wähler, 
die auf den Wählerlisten eingetragen sind. Sofern Wahlberechtigte der Pflicht unentschuldigt nicht 
nachkommen, sieht das Wahlgesetz Strafen in Form von Bußgeldern in der Höhe von 100 bis 250 
Euro, bei Wiederholungen der Nichtteilnahme bis zu 1000 Euro vor. Die Wahlbeteiligung zum Eu-
ropäischen Parlament lag in diesem Jahr bei 91 Prozent. 
 
In Zypern besteht eine Wahlpflicht für wahlberechtigte Staatsbürger ab 18 Jahren. Die Wahlpflicht 
ist spezialgesetzlich geregelt. Die Wahlbeteiligung zum Europäischen Parlament betrug 59 Pro-
zent. 
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